
fahrens tätig werden, der Gedanke der Erziehung des 
Beschuldigten eine größere Rolle spielen muß. Es kommt 
darauf an, ihn persönlich anzusprechen, um ihn von 
seinem bisherigen egoistischen und für die Gesellschaft 
schädlichen Verhalten abzubringen und auf unsere 
großen Ziele hinzulenken. Innerhalb eines Strafver­
fahrens muß aber über den Beschuldigten hinaus auch 
auf alle anderen, die als Angehörige oder Kollegen des 
Angeklagten oder als Zuhörer im Verhandlungssaal 
mit der Sache in Berührung kommen, erzieherisch ein­
gewirkt werden. Das erfordert sorgfältigste Vorberei­
tung und Durchführung der Hauptverhandlung durch 
Staatsanwalt und Gericht. Ohne genaue Kenntnis des 
Sachverhalts und der Persönlichkeit des Angeklagten, 
ohne restlose Klarheit über die jeweils vorliegenden 
Rechtsprobleme ist eine solche Wirkung nicht zu er­
zielen.

Wir haben schon oft über die notwendige Würde der 
gerichtlichen Hauptverhandlung gesprochen, aber nicht 
überall einen Durchbruch erzielt. Es kommt noch immer 
vor, daß Angeklagte oder Zeugen, die in der Hauptver­
handlung Beschwerden über Maßnahmen des Ermitt­
lungsverfahrens Vorbringen, einfach unterbrochen und 
die Beschwerden abgetan werden. Der Grundsatz 
unserer Strafrechtspflege, die Würde des Menschen zu 
achten, seine Persönlichkeit nicht anzutasten, wird nicht 
immer in vollem Umfang beachtet. Staatsanwalt und 
Richter müssen ohne vorgefaßte Meinung in die Haupt­
verhandlung gehen, dort die prozessualen Bestimmun­
gen und die Rechte des Angeklagten streng beachten 
und in sachlicher Beweisaufnahme zu Feststellungen 
kommen, die ein auch im Strafmaß überzeugendes Ur­
teil ermöglichen. Die erzieherische Wirkung wird er­
heblich beeinträchtigt durch unsachliche Auseinander­
setzungen mit dem Angeklagten oder seinem Verteidiger. 
In einer Hauptverhandlung vor dem Kreisgericht 
Auerbach — es handelte sich um eine Sittlichkeitssache 
— wurde z. B. der 72 Jahre alte Angeklagte, als er eine 
Frage des Vorsitzenden nicht genauso wie im Ver­
nehmungsprotokoll beantwortete, heftig angefahren, 
obwohl er die Frage offenbar auch nicht richtig ver­
standen hatte. Auch eine neunjährige Zeugin wurde in 
so barschem Ton vernommen, daß sie völlig verschüch­
tert wurde und überhaupt nichts mehr sagte. Als der 
Vorsitzende mit dieser falschen Verhandlungsführung 
nicht weiter kam und ein Schöffe versuchte, sich ein­
zuschalten, wurde auch diesem kurz angebunden drei­
mal eine Fragestellung versagt. Solche Vorkommnisse 
müssen geradezu Zweifel an der Unvoreingenommen­
heit des Gerichts erwecken. Sie sind nicht nur geeignet, 
jede erzieherische Wirkung der Hauptverhandlung zu 
beseitigen, sondern fördern sogar Mißtrauen gegen die 
Tätigkeit unserer Justiz'organe.

Auch das Plädoyer des Staatsanwalts kann ähnliche 
Wirkungen erzielen, wenn es sich nicht unmittelbar 
und genau auf das Ergebnis der Hauptverhandlung 
stützt oder wenn es allgemeine politische Ausführungen 
enthält, die sich nicht auf den konkreten Fall beziehen. 
Dabei ist auch das Verhältnis von sachbezogenen poli­
tischen Darlegungen zu den sonstigen Ausführungen, 
insbesondere der Tatsachenfeststellung, der Beweiswür­
digung, der rechtlichen Würdigung und der Strafzu­
messung im Plädoyer von Bedeutung. Der Staatsanwalt, 
der rechtliche Ausführungen unterläßt oder sie nicht 
auf genauestens festgestellte Tatsachen stützt oder der 
Feststellungen trifft, ohne vorgebrachte Einwendungen 
des Angeklagten durch eine überzeugende Beweis­
würdigung zu widerlegen, kann keine erzieherische 
Wirkung hervorrufen. Das gleiche gilt für den Inhalt 
der Urteile.

Wenn wir vom Ausbau der Erziehungsfunktionen in 
unserer Strafrechtspflege sprechen, dann muß auch der 
Tätigkeit des Strafvollzugs große Aufmerksamkeit ge­
widmet werden. Die Feststellung, daß es falsch ist, in 
der gemeinsamen produktiven Arbeit in Haftarbeits- 
lagem und Strafvollzugsanstalten, so groß ihre erziehe­
rische Bedeutung auch ist, das ausschließliche Erzie­
hungsmittel für den Strafgefangenen zu sehen, wurde 
bereits auf der Berliner Konferenz getroffen. Um Straf­
gefangene von ihrer bisherigen egoistischen und für 
die Gesellschaft schädlichen Haltung abzubringen, um 
sie zu neuen Menschen umzuerziehen und sie auf 
unsere großen Ziele hinzulenken, müssen weitere Er­
ziehungsmaßnahmen angewendet werden.

Wir haben in unserem Bezirk einige Strafvollzugs­
anstalten und Haftarbeitslager, die das darstellen, was 
wir mit Recht als modernen Strafvollzug in einem 
sozialistischen Staat bezeichnen. Dort gibt es zahlreiche 
Vergünstigungen bei besonderen Arbeitseinsätzen und 
Strafzeitverkürzungen je nach Arbeitsleistung. Dort 
bestehen Möglichkeiten des regelmäßigen Einkaufs, 
der Überweisung der Arbeitsbelohnung an Angehörige. 
Dort wird nach einjähriger Tätigkeit Urlaub gewährt, 
für den besondere Urlauberstuben im Lager bestehen. 
Es gibt Sport, Büchereien, Schach- und Tischtennis­
räume. Neuerdings sind die Haftarbeitslager auch an­
teilig am Direktorfonds derjenigen volkseigenen Be­
triebe beteiligt, für welche die Strafgefangenen arbei­
ten, Filmvorführungen werden seit langer Zeit auch 
regelmäßig durchgeführt. Die Teilnahme des einzelnen 
hieran hängt von seiner guten Führung und Leistung 
ab. In unserem Strafvollzug ist eine vorbildliche, 
kostenlose medizinische Betreuung der Gefangenen ge­
währleistet. Die Sorge um den Menschen wird auch 
hier in den Vordergrund gestellt, mag es sich um die 
Behandlung durch Spezialärzte oder um Operationen 
in besonderen Krankenhäusern handeln. Nur in einem 
sozialistischen Staat konnte auch eine solche Verord­
nung erlassen werden, die den Wegfall von Haft- und 
Gerichtskosten bringt, um den Strafgefangenen nach 
der Entlassung die gesellschaftliche und berufliche 
Entwicklung zu erleichtern.

Trotz allem muß die kulturelle Erziehungsarbeit in 
unseren Strafvollzugsanstalten noch weiter verbessert 
werden. Es gibt nicht überall genug Bücher und Zei­
tungen, Kultur- und Filmveranstaltungen. Dem Straf­
gefangenen muß mehr als bisher gestattet werden, sich 
zu seiner eigenen Weiterbildung Fachliteratur zu be­
schaffen. Unterricht und die Behandlung kulturell-poli­
tischer Fragen müssen erheblich vermehrt werden.

Die erzieherische Funktion des Strafvollzugs kann 
durch unrichtige gerichtliche Entscheidungen beein­
trächtigt werden, z. B. bei nachträglicher Gesamt­
strafenbildung nach § 79 StGB. Auch das bisherige 
Verfahren bei der Anrechnung der Untersuchungshaft 
nach § 335 StPO ist unbefriedigend. Es ist nicht ein­
zusehen, weshalb derjenige, der gegen das Urteil kein 
Rechtsmittel einlegt, eine Woche zusätzliche Strafe 
verbüßen muß. Ihm gegenüber ist der im Vorteil, der 
sich uneinsichtig zeigt und in die Berufung geht. Nach­
teile sind nur zu vermeiden, wenn das Gericht den 
Verurteilten darauf hinweist, daß er bei sofortigem 
Rechtsmittelverzicht die Verbüßung einer weiteren 
Woche Strafe abwenden kann. Dieser Hinweis kann 
aber leicht als Beeinflussung gedeutet werden.

Die von den Haftanstalten zur Entscheidung über die 
Gewährung bedingter Strafaussetzung angeforderten 
Beurteilungen sind oft unvollkommen. Sie zeigen, daß 
sich die betreffenden Angestellten des Strafvollzugs 
zum Teil sehr wenig mit den ihrer Erziehung Anver­
trauten beschäftigen. In einer Beurteilung der Straf­
anstalt Waldheim hieß es kürzlich z. B. über einen 
80 % schwerbeschädigten, herzkranken und hirnver­
letzten Häftling, daß er zwar ruhig, höflich und diszi­
pliniert sei, sich jedoch nicht zu seiner Straftat äußere 
und keine Reue zeige. Daraus wurde geschlußfolgert, 
daß er dem Arbeiter-und-Bauern-Staat negativ gegen­
übersteht, also der Erziehungszweck noch nicht erreicht 
sein kann, Mit solchen kurzen Beurteilungen, denen 
konkrete Angaben fehlen, läßt sich schwer eine Ent­
scheidung über die Strafaussetzung treffen. Auch das 
Anführen alter Hausstrafen, z. B. weil der Häftling 
vor zwei Jahren unter Umgehung der Anstaltsordnung 
geraucht oder weil er die Schreibvorschriften übertre­
ten hat, ist formal und für die Beurteilung, ob bedingte 
Strafaussetzung gewährt werden kann, unwichtig. Es 
müssen ausführliche Beurteilungen gefordert werden, 
aus denen Staatsanwalt und Gericht ein wahres und 
vollständiges Bild über den Verurteilten erhalten. Das 
ungenügende Beschäftigen mit den Verurteilten kommt 
auch darin zum Ausdruck, daß die Leiter der Haft­
anstalten ihrer Verpflichtung aus § 346 Abs. 6 StPO 
nicht nachkommen, wonach sie nach Antritt der Strafe 
neben dem Staatsanwalt laufend zu überprüfen haben, 
ob die Voraussetzungen für eine Strafaussetzung ein­
getreten sind, und gegebenenfalls entsprechende An­
träge stellen müssen. Solche Anträge wurden von seiten
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